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Außenpolitik

1 Rücksichtnahme auf Chine­

sen“ bei Luftschlag auf Irak

Der Sprecher des chinesischen Außen­

ministeriums Zhu Bangzao, verurteil­

te am 17. Februar mit starken Worten 

den Luftschlag gegen irakische Luftab­

wehreinheiten, der zuvor von US-ame­

rikanischen und britischen Kampfflug­

zeugen geflogen worden war. Nach 

Zhus Worten werde die Bombardie­

rung die Bemühungen der interna­

tionalen Gemeinschaft um eine Lö­

sung der Irak-Problematik zurückwer­

fen. Er drückte tiefes Mitgefühl für die 

zivilen Opfer des Militärschlags aus 

und betonte, China habe immer da­

rauf bestanden, die Souveränität, ter­

ritoriale Integrität und Unabhängig­

keit des Irak müsse respektiert wer­

den.

In einer weiteren Stellungnahme des 

chinesischen Außenministeriums warf 

Zhu den USA und Großbritannien im 

Zusammenhang mit den Luftangrif­

fen auf den Irak eine eklatante Ver­

letzung der UN-Charta und aller Nor­

men der internationalen Beziehungen 

vor. Beide Staaten hätten damit unter

Umgehung des UN-Sicherheitsrats ei­

ne einseitige militärische Aktion gegen 

den Irak unternommen. China hinge­

gen habe als Ständiges Mitglied die 

Resolutionen des Sicherheitsrates zur 

Irak-Problematik immer ernsthaft im­

plementiert und sich strikt daran ge­

halten.

Die chinesische Reaktion entbehrte je­

doch nicht einer gewissen Pikanterie, 

war doch aus amerikanischen Armee­

kreisen verlautbart worden, der Ter­

min der Luftangriffe sei so gewählt 

worden, dass keine chinesischen Tech­

niker, die mutmaßlich an den betroffe­

nen Anlagen arbeiteten, verletzf wer­

den sollten. Aus diesem Grunde hät­

te man den arbeitsfreien moslemischen 

Feiertag für die Bombardierung der 

Luftabwehrstellungen gewählt.

Nach amerikanischen Erkenntnissen 

seien zivile und militärische chinesi­

sche Experten bereits seit geraumer 

Zeit damit beschäftigt gewesen, unter­

irdisch Glasfaserkabel für die irakische 

Flugabwehr zu verlegen. Darüber hin­

aus hätte China moderne Telekommu­

nikationsanlagen geliefert. In der Sum­

me hätte diese chinesische Hilfe zu ei­

ner Verbesserung der irakischen Luft­

abwehr und damit zu einer größeren 

Gefährdung der Flüge zur Kontrolle 

des Flugverbots über Teilen des Irak 

geführt.

Von Seiten eines ehemaligen Mitglieds 

der Administration Clinton war zu hö­

ren, dass die USA auf diplomatischem 

Wege bereits mehrfach gegen die Ver­

legung von Glasfasernetzen durch chi­

nesische Techniker protestiert hätten. 

Die chinesische Seite hätte jedoch er­

klärt, es handele sich um Projekte aus­

schließlich ziviler Nutzung. Von ande­

ren Vertretern der Regierung Clinton 

hieß es dazu, ihnen seien Gespräche zu 

dieser Thematik zwischen Washington 

und Beijing nicht bekannt gewesen.

Sicher ist jedoch, dass die US-Regie- 

rung bereits im Januar dieses Jahres 

mittels einer diplomatischen Protest­

note zu dieser Problematik in Beijing 

vorstellig wurde. Die chinesische Seite 

hätte die Note allerdings unbeantwor­

tet gelassen.

Nachdem die Vorwürfe gegen die Ver­

letzung der UNO-Sanktionen durch 

China in der Folge der Luftangriffe 

von amerikanischer Seite erstmals öf­

fentlich vorgetragen worden waren, er­

folgte eine scharfe Reaktion aus Bei­

jing. Zhu Bangzao bezeichnete die 

amerikanischen Anschuldigungen auf 

einer Pressekonferenz am 21. Febru­

ar als „billige Lügen“, mittels derer 

die USA „die Öffentlichkeit irrefüh­

ren und die öffentliche Aufmerksam­

keit von den amerikanischen und briti­

schen Luftangriffen ablenken“ wollten. 

Als auch George W. Bush auf seiner 

ersten Pressekonferenz als neuer US- 

Präsident im Weißen Haus in deutli­

chen Worten Aufklärung von der chi­

nesischen Regierung forderte, herrsch­

te in Beijing zunächst Funkstille. Spä­

ter wurden erste Zeichen eines Einlen­

kens in der Stellungnahme Zhu Bang- 

zaos deutlich, der erklärte, ihm lä­

gen „keine Informationen vor, die die 

Anschuldigungen bestätigten“. Ende 

Februar dann erklärte Zhang Qiyue, 

eine weitere Sprecherin des chinesi­

schen Außenministeriums, China res­

pektiere die UN-Resolutionen gegen 

eine militärische Hilfe für den Irak. 

Hinsichtlich der amerikanischen Vor­

würfe in dieser Sache deutete sie erst­

mals die Bereitschaft zu einer Unter­

suchung durch die chinesische Regie­

rung an.

Das Ergebnis dieser Untersuchung 

gab der chinesische Außenminister 

Tang Jiaxuan dann Anfang März be­

kannt: Aus China seien keine Glas­

faserkabel in den Irak geliefert wor­

den. Zu chinesischen Arbeitern im 

Irak nahm er nicht Stellung. Eini­

ge westliche Experten vermuten aller­

dings bereits seit längerer Zeit, die 

chinesische Regierung sei nicht voll­

ständig über die militärischen Ge­

schäfte der Volksbefreiungsarmee und 

ihrer Wirtschaftsunternehmen infor­

miert und habe diese nicht immer un­

ter Kontrolle. Ein Beleg dafür sind die 

umfangreichen Schmuggelaktivitäten, 

in die Teile der chinesischen Streit­

kräfte in der Vergangenheit in großem 

Stil involviert waren. (XNA, 18.2.,

20.2., 22.2., 23.2.01; AWSJ, 21.2.01; 

WSJ, 26.2.01; NZZ, 21.2.01; SCMP,

23.2., 24.2.01; IHT, 23.2., 28.2.01; FT, 

28.2.01; Deutschlandfunk, 6.3.01) -kg-

2 Scharping in Doppelfunktion 

in China

Bundesverteidigungsminister Rudolf 

Scharping besuchte als erster deut­

scher Politiker in dieser Funktion in
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tenden chinesischen Gesetze ausüben. 

Das Gewerkschaftsgesetz sieht expli­

zit vor, dass ausschließlich der All­

chinesische Gewerkschaftsverband die 

einzig legale Gewerkschaftsorganisati­

on auf chinesischem Boden darstellt. 

(Vgl. auch C.a., 2001/01, Ü 6)

Menschenrechtsgruppen in den USA 

kritisierten denn auch dieses chinesi­

sche Vorgehen, begrüßten insgesamt 

die Ratifizierung jedoch auch als Fort­

schritt. Festgeschrieben werden da­

mit erstmalig internationale Stan­

dards wie die Gleichberechtigung der 

Geschlechter, sichere und gesundheit­

lich nicht schädliche Arbeitsbedingun­

gen sowie Chancengleichheit in Hin­

sicht auf Beförderungen, die nur noch 

von Seniorität und Kompetenz abhän­

gig gemacht werden sollen.

Von verschiedenen Seiten wurde die 

Billigung der Konvention durch den 

Ständigen Ausschuss des NVK mit 

der Bewerbung Beijings um die Aus­

richtung der Olympischen Spiele 2008 

gebracht. Auch sei dieser Schritt als 

Zeichen des guten Willens mit Blick 

auf das jährliche Menschenrechtsfo­

rum der Vereinten Nationen in Genf 

noch im März und eine dort mögli­

cherweise erneut von Seiten der USA 

drohende Anprangerung Chinas zu 

verstehen. (SCMP, 1.3.01) -kg-

5 China warnt Westeuropa vor 

illegaler Zuwanderung

Das chinesische Außenministerium 

hat vor einer verstärkten illegalen chi­

nesischen Emigration nach Westeuro­

pa gewarnt und die europäischen Staa­

ten aufgefordert, sich im Kampf gegen 

die illegale Zuwanderung besser abzu­

stimmen. Bislang erschwerten unter­

schiedliche Gesetze in den Ländern der 

Europäischen Union und das unein­

heitliche nationale Vorgehen gegen das 

Phänomen sowohl die Bekämpfung 

des Menschenschmuggels wie auch die 

Repatriierung illegaler Migranten.

Weil China im Kampf gegen den 

Menschenhandel mit den USA, Japan 

und Australien bereits umfangreich 

und erfolgreich kooperiere, sei zu be­

fürchten, dass sich illegale Migranten 

aus China verstärkt den europäischen 

Ländern zuwendeten. In den Jahren 

1995 und 1996 klagten besonders die 

USA über die illegale Zuwanderung 

aus der chinesischen Provinz Fujian.

1997 war Australien eines der bevor­

zugten Ziele der Menschenschmuggler, 

gefolgt von Japan und Kanada.

Weil die genannten Länder ihr Ein­

wanderungsregime offensichtlich deut­

lich verschärft haben, scheint nun 

Europa zur primären Destination zu 

avancieren. Neben den durchlässige­

ren Außengrenzen, den geringen Be­

schränkungen der Bewegungsfreiheit 

innerhalb der EU und der liberalen 

Asylpraxis wirkt auch der mit 10.000- 

20.000 US$ gegenüber dem Zielland 

USA nur halb so hohe Schleusungs­

preis fördernd.

Besonders beliebt unter jungen Mig­

ranten sollen derzeit die Niederlande 

sein, da der strenge gesetzliche Ju­

gendschutz dort Minderjährige vor der 

Repatriierung schützt. Auch Italien 

gilt auf Grund seiner liberalen Geset­

zeslage als bevorzugtes Zielland chine­

sischer Migranten. Von 20.000 illega­

len Zuwanderern, die allein in der ost­

italienischen Region Apulien im Jahr 

2000 aufgegriffen wurden, stammten 

mehr als 2.600 aus der Volksrepublik 

China. Chinesen waren damit erstmals 

nach Albanern die größte ethnische 

Gruppe.

Dominierte bis vor wenigen Jahren die 

Schleusung auf dem Schiffsweg, rückt 

seit einiger Zeit der Flugverkehr stär­

ker ins Blickfeld von Schleusern und 

damit auch von Strafverfolgern der 

Zielländer.

Illegale Migranten werden in zu­

nehmender Zahl von Beijing aus 

auf die Reise geschickt. Dreh- und 

Angelpunkt des Schleusungsgeschäfts 

scheint jedoch nach westlicher Ein­

schätzung auch die ehemalige briti­

sche Kronkolonie Hongkong zu sein. 

Zwar wurden in Hongkong im Jahr 

2000 erstmals illegale Migranten auf 

Containerschiffen entdeckt, die für die 

USA bestimmt waren. US-Behörden 

sehen jedoch die SVR Hongkong be­

reits seit längerer Zeit als einen der 

wichtigsten Transitpunkte in Rich­

tung USA, Kanada, Australien und 

Westeuropa. Hongkonger Behörden 

seien nicht Herr der Lage. Seitens der 

Sicherheitsbehörden in Hongkong hieß 

es, man sei zuversichtlich, dass die 

SVR auf Grund der Bemühungen ih­

rer disziplinierten Einsatzkräfte weder 

heute ein Stützpunkt für Menschen­

händler sei noch in der Zukunft da­

zu werde. Die USA hingegen mein­

ten, tausende jährlich in Hongkong 

mit gefälschten Reisedokumenten fest­

genommene Personen sprächen gegen 

diese Überzeugung der Hongkonger 

Behörden.

Europäische Diplomaten, die am 19. 

und 20. Februar zu einer zweiten Ge­

sprächsrunde mit der chinesischen Re­

gierung über den Kampf gegen die ille­

gale chinesische Emigration in Beijing 

weilten, bestätigten schon im Vorfeld, 

China zeige sich zunehmend koope­

rativ im gemeinsamen Vorgehen ge­

gen den Menschenhandel. Damit hätte 

sich ein deutlicher Wandel in der Hal­

tung Chinas vollzogen. Noch Mitte der 

neunziger Jahre hatte die Volksrepu­

blik China in internationalen Gremien 

die Existenz des Phänomens für China 

beharrlich bestritten.

Trotz der gewachsenen Kooperations­

bereitschaft wird von den chinesi­

schen Botschaften und Konsulaten 

insbesondere die für eine Ausweisung 

und Rückführung der Migranten un­

abdingbare Ausstellung von Personal­

dokumenten sehr schleppend vollzo­

gen. Migranten unzweifelhaft chinesi­

scher Nationalität, die auf Grund un­

vollständiger oder falscher Angaben 

in ihren Heimatorten in China nicht 

eindeutig identifiziert werden können, 

wird von chinesischer staatlicher Sei­

te kein Ausweispapier ausgestellt. Auf 

Grund der gesetzlichen Höchstdauer 

für einen Freiheitsentzug im Vorfeld 

einer Abschiebung gelingt es daher 

ausdauernden Migranten nicht selten, 

sich auf diese Weise der Repatriierung 

zu entziehen, (www.insidechina.com, 

14.2.01; HB, 15.2.01; SCMP, 28.2.01; 

ANSA, 20.2.01, nach FBIS, 21.2.01; 

ANSA, 22.2.01; nach FBIS, 23.2.01) 

-kg-

6 Eklat vor dem Besuch des 

niederländischen Außenmi­

nisters in Hongkong

Ursprünglich als dritte und letzte Sta­

tion der ersten Reise eines nieder­

ländischen Außenministers nach Chi­

na geplant, wurde ein Abstecher nach 

Hongkong unversehens zum Streit­

punkt mit Beijing. Nur wenige Tage 

vor dem geplanten Besuch, der den 

niederländischen Außenminister Jozi- 

as van Aartsen und die Menschen­

rechtsbotschafterin seines Landes, Re- 

nee Jones-Bos, zunächst nach Beijing 

http://www.insidechina.com
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und Xi’an führen sollte, wurde die Rei­

se seitens der Niederlande abgesagt. 

Geplant waren Gespräche mit Premi­

erminister Zhu Rongji und Außenmi­

nister Tang Jiaxuan über die politi­

schen und wirtschaftlichen Beziehun­

gen zwischen beiden Ländern, aber 

auch das Thema Menschenrechte ha­

be man behandeln wollen.

Der Grund für die „Verschiebung der 

Reise auf unbestimmte Zeit“, wie es 

im diplomatischen Sprachgebrauch im 

Unterschied zu einer einfachen Absa­

ge hieß, sei der Widerstand der chi­

nesischen Regierung gegen ein Tref­

fen von Frau Jones-Bos mit Reprä­

sentanten von Falun Gong in Hong­

kong gewesen. Man habe nicht hin­

nehmen können, dass die chinesi­

sche Seite Druck ausgeübt habe um 

das Besuchsprogramm zu verändern. 

Ein Festhalten an den Reiseplänen 

wäre „unklug“ gewesen. Die nieder­

ländische Menschenrechtsbotschafte­

rin hatte ursprünglich Gespräche mit 

Vertretern von elf Nichtregierungsor­

ganisationen (NRO) in Hongkong ge­

plant, zu denen auch Menschenrechts­

gruppen und Falun Gong zählten.

Von Seiten der Hongkonger Regierung 

enthielt man sich mit Hinweis auf 

die alleinige außenpolitische Zustän­

digkeit der Zentralregierung in Beijing 

jeglichen Kommentars zu der „Ver­

schiebung“ des Besuchs. Die Hongkon­

ger Presse hielt sich da weniger zu­

rück. In scharfen Worten wurde die 

Entscheidung der beiden niederländi­

schen Politiker in einem Kommentar 

der South China Morning Post kriti­

siert. Dort war zu lesen, Beijing werde 

nicht tolerieren, dass die SVR Hong­

kong zu einem Stützpunkt der Sub­

version werde. Dennoch gäbe es einen 

ausländischen Staatsmann, der vor­

geschlagen habe, ausgerechnet Hong­

kong zur Bühne der internationalen 

Legitimierung von Falun Gong zu ma­

chen. Es sei besser, er habe seinen Be­

such selbst abgesagt, als Tung Chee- 

hwa in die Verlegenheit zu bringen, 

ihn seinerseits um Absage zu bitten. 

Bei den beiden betroffenen Politikern 

handle es sich um Personen, die zu­

nächst eine bedeutende Zeit lang im 

Ausland gelebt haben sollten, bevor 

sie mit Autorität über andere Din­

ge als Butterberge und europäische 

Milchquoten sprechen könnten.

In einer Stellungnahme zu seinem 

Schritt sagte van Aartsen, man be­

fände sich bereits in Kontakt mit of­

fiziellen chinesischen Stellen, um über 

einen neuen Termin für den verschobe­

nen Besuch zu verhandeln. Außerdem 

wolle er wie geplant im Mai als Teil­

nehmer einer EU-Delegation nach Bei­

jing reisen. (SCMP, 7.2., 8.2.01) -kg-

7 Territorialkonflikte an der 

südlichen Peripherie — Viet­

nam

Nachdem auf dem ASEAN-Treffen im 

letzten November die Verabschiedung 

eines „Code of Conduct“ für das Süd­

chinesische Meer nicht zuletzt an Ein­

wänden Chinas scheiterte, wird nun 

wieder über verschiedene Zwischenfäl­

le in der zwischen China, Vietnam, 

den Philippinen, Malaysia, Brunei und 

Taiwan umstrittenen Inselgruppe der 

Spratlys (chin.: Nansha) und anderen 

Regionen des Südchinesischen Meers 

berichtet.

Während der chinesische Verteidi­

gungsminister auf seinem Vietnambe­

such am 10. Februar noch Gesprä­

che mit dem Vorsitzenden der vi­

etnamesischen Kommunistischen Par­

tei, Le Kha Phieu, führte, trafen 

sich Regierungsbeamte, Militärkom­

mandeure und Vertreter der Grenz­

schutzeinheiten Vietnams, um über ei­

ne Verstärkung der Verteidigungsmaß­

nahmen auf den von Vietnam kon­

trollierten Inseln der Spratlys zu ent­

scheiden. Nachdem eine neue Kom­

munikationsverbindung zur Hauptin­

sel bereits in Betrieb genommen wor­

den sei, wurde nun beschlossen, eine 

eigene Lokalregierung für die vietna­

mesisch kontrollierten Inseln des Ar­

chipels zu schaffen, um sie auch admi- 

nistratorisch stärker an das Festland 

anzubinden. Allerdings sind alle Inseln 

des umstrittenen Seegebiets ohne per­

manente Wohnbevölkerung.

Nach den Informationen einer vietna­

mesischen Zeitung wurde diese Ent­

scheidung mit der Zahl von beina­

he 300 Verletzungen des vietnamesi­

schen Territoriums in der Inselgruppe 

im Jahr 2000 begründet. In den ver­

gangenen Jahren habe es nach vietna­

mesischen Angaben eine schleichende 

Ausweitung insbesondere der chinesi­

schen Aktivitäten in der Inselgruppe 

gegeben - zuletzt im Januar in ei­

ner von den Philippinen kontrollierten 

Seeregion. Über chinesische Übergrif­

fe in vietnamesisch kontrolliertem Ge­

biet habe Vietnam bislang stillschwei­

gend hinweggesehen.

Zur Verteidigung der Souveränität 

über die Inseln seien eine engere An­

bindung und die Schaffung von Struk­

turen für eine schnellere Reaktion not­

wendig. Es hätte sich bei den Ver­

letzungen des Territoriums zwar nicht 

um militärische Zusammenstöße ge­

handelt, aber auch illegales Fischen 

sowie die Ausbeutung von Öl und an­

derer natürlicher Ressourcen auf dem 

Kontinentalshelf seien ernst zu neh­

mende Eingriffe.

Die chinesische Regierung reagierte 

mit einer Erklärung, dass China die 

uneingeschränkte Souveränität über 

die gesamte Inselgruppe und die an­

grenzenden Gewässer im Südchinesi­

schen Meer besitze und die Errich­

tung von administrativen Strukturen 

durch Drittstaaten nicht dulden kön­

ne. Vietnam wurde vom Sprecher des 

chinesischen Außenministeriums, Zhu 

Bangzao, zur Aufklärung in dieser Sa­

che aufgefordert. (XNA, 14.2.01; AFP, 

25.11.00, nach FBIS, 25.11.00; AFP, 

10.2.01, nach FBIS, 10.2.01; AFP, 

13.2.01, nach FBIS, 13.2.01) -kg-

8 Territorialkonflikte an der 

südlichen Peripherie — Philip­

pinen

Ist Chinas „Vormarsch“ im Gebiet der 

Spratlys Vorwand oder Grund für die 

vietnamesischen Handlungen, so trifft 

dies im Falle des so genannten Scar­

borough Shoal ebenso für die Philip­

pinen zu. Nach Angaben des philip­

pinischen Militärs war in den letzten 

Monaten eine deutlich verstärkte Prä­

senz chinesischer Fischer in diesem gut 

300 km nordwestlich von Manila gele­

genen Archipel festgestellt worden.

Anfang Februar waren die Patrouil­

len der philippinischen Flotte und der 

Luftwaffe in dem Gebiet ausgewei­

tet worden, weil nach philippinischer 

Ansicht mindestens vier chinesische 

Fischereischiffe in von den Philippi­

nen beanspruchtes Gebiet eingedrun­

gen waren. Die Schiffe wurden von der 

philippinischen Flotte unter Einsatz 

von Gewalt geentert. Der Fang wur­

de konfisziert, und die Schiffe wurden
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gezwungen, das umstrittene Seegebiet 

zu verlassen.

Den Hintergrund für diese heftige 

Reaktion der Philippinen dürfte da­

rin bestehen, dass man dort fürchtet, 

die verstärkte Präsenz chinesischer Fi­

scher könnte ein Auftakt für einen wei­

teren Fall schleichender Landnahme 

durch die Volksrepublik China sein. 

Vor einigen Jahren hatte China auf 

dem Mischief Reef im nördlichen Teil 

der Spratlys Gebäude errichtet, die 

von den Philippinen als permanen­

te militärische Strukturen interpre­

tiert werden. China hingegen hat die­

ser Interpretation immer wiederspro­

chen und betont, es handle sich kei­

nesfalls um militärisch genutzte Ge­

bäude. Der erst kürzlich ernannte na­

tionale Sicherheitsberater Roilo Golez 

kommentierte beide Vorfälle mit den 

Worten, „mit dem Bau der Struktu­

ren hätte [China] einen Dolch ins Herz 

der philippinischen Sicherheit gesto­

ßen, was man nicht mehr tolerieren 

werde“.

Von chinesischer Seite hieß es An­

fang Februar in einer Stellungnahme 

des Sprechers des Außenministeriums 

Sun Yuxi, China sei bei der philip­

pinischen Regierung vorstellig gewor­

den und habe gegen den Übergriff auf 

chinesische Fischer protestiert. Die In­

sel Huangyan sei immer Teil des chi­

nesischen Staates gewesen. Die Bot­

schaft der VR China auf den Philippi­

nen wendete sich ihrerseits gegen die 

Verletzung des chinesischen Territori­

ums rund um das Scarborough Shoal 

durch philippinische Schiffe und Flug­

zeuge.

Die chinesische Botschafterin auf 

den Philippinen, Fu Ying, konnte 

einen öffentlichkeitswirksamen diplo­

matischen Erfolg gegen das „Säbel­

rasseln“ des philippinischen Sicher­

heitsberaters Golez verbuchen, als sie 

vor Journalisten in den Philippinen 

auf eine Landkarte verwies, die in 

den Philippinen gedruckt, im Nation­

al Bookstore vertrieben und in den 

Schulen des Landes benutzt wird. 

Auf dieser Karte sind die Scarbo 

rough Shoals als nicht zu den Philip 

pinen gehörig ausgewiesen. Unter Ex 

perten gelten die philippinischen An 

Sprüche zumindest auf Teile des bean 

spruchten Territoriums im Südchine 

sischen Meer als juristisch nicht hin 

reichend belegt. (XNA, 7.2.01; Phil 

ippine Daily Inquirer, 24.2.01, nach 

FBIS, 24.2.01; Quezon City GMA 7 

TV, 21.2.01, nach FBIS, 21.2.01; The 

Manila Times online, 27.2.01, nach 

FBIS, 27.2.01) -kg-

9 Territorialkonflikte an der

südlichen Peripherie - Indien

Die indische Armee beklagte Mitte Fe­

bruar „aggressive Patrouillentätigkeit“ 

chinesischer Truppen entlang der Line 

of Actual Control (LAC) in dem zwi­

schen beiden Ländern umstrittenen 

Grenzgebiet Aksai Chin zwischen La­

dakh im Süden und Xinjiang und Ti­

bet im Norden. Nach Angaben aus in­

dischen Militärkreisen ist man in Indi­

en insbesondere besorgt über den Bau 

von Allwetterstraßen durch die chi­

nesische Armee im Aksai Chin zwi­

schen Pakistan im Westen und Nepal 

im Osten.

VR CHINA

© K. Giese 2001, Institut für Asienkunde.

Indien wirft China vor, seit 1999 wie­

derholt in das Niemandsland und in 

indisches Territorium vorgedrungen zu 

sein. Chinesische Verbände seien inzwi­

schen mindestens 20 km weit in die 

1962 in der Folge des sino-indischen 

Grenzkrieges in der Region Aksai Chin 

festgelegte demilitarisierte Zone vor­

gerückt. Damals waren beide Seiten 

übereingekommen, ihre Truppen je­

weils um 20 km von der Frontlinie zu­

rückzuziehen. Dies geschah allerdings 

erst, nachdem es der VR China gelun­

gen war, durch den von Indien lan­

ge unbemerkt gebliebenen Bau einer 

Straße Truppen heranzuschaffen und 

ein Gebiet von der Größe der Schweiz 

zu annektieren. Durch ihr neuerliches

Vorrücken in die entmilitarisierte Zo­

ne hätten chinesische Truppen heute 

entlang dieses umstrittenen Westab­

schnitts der Grenze allerdings wieder 

die Stellungen des Jahres 1960 erreicht.

Die indische Armee ist nun besorgt 

über die strategischen Vorteile, die 

China durch den Bau der Allwet­

terstraße auf chinesisch kontrollier­

tem Gebiet erlangt habe. Auch ent­

lang des östlichen umstrittenen Grenz­

abschnitts nördlich des Bundesstaats 

Arunchal Phradesh verfüge die chi­

nesische Armee inzwischen über ei­

ne funktionierende Infrastruktur ein­

schließlich eines Kommunikationsnet­

zes in unmittelbarer Nähe zur LAC. 

Auf der indischen Seite existiere hinge­

gen kaum eine Straßenverbindung, die 

sich der LAC mehr als 40 km nähert. 

Truppen müssten im Konfliktfall durch 

unwegsames Berggebiet anmarschieren 

oder unter schwierigen Bedingungen 

mit Helikoptern in das unmittelbare 

Grenzgebiet gebracht werden. (The Pi- 

oneer, 12.2.01, nach FBIS, 12.2.01; The 

Hindu, 14.2.01, nach FBIS, 14.2.01) 

-kg-

10 IOC-Delegation evaluiert

Beijing

Vom 21. Februar an besuchte das sieb­

zehnköpfige Evaluationskomitee des 

IOC Beijing, um eine technische Be­

urteilung der Stadt hinsichtlich der 

Durchführung der Olympischen Som­

merspiele 2008 vorzunehmen. Beijing 

war die erste Station auf der Evaluie­

rungsreise, die die Delegation anschlie­

ßend auch in die weiteren potenziellen 

Austragungsorte Osaka, Istanbul, Pa­

ris und Toronto führte.

Von Seiten des Komitees wurde mehr­

fach betont, politische Fragen wie 

die Menschenrechtssituation in Chi­

na würden in der Evaluierung durch 

die Besuchsdelegation ebenso we­

nig berücksichtigt wie Vorwürfe sys­

tematischen Dopings im chinesischen 

Sport. Es handle sich ausschließlich 

darum, die realen Möglichkeiten und 

Kapazitäten der chinesischen Haupt­

stadt anhand der 500 Seiten star­

ken Bewerbungsunterlagen Beijings 

zu überprüfen. Diese Evaluierung die­

ne der Vorbereitung der am 13. Juli 

von 131 IOC-Delegierten in Moskau zu 

treffenden Entscheidung über die Ver­

gabe der Spiele. Inwiefern diese De-
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legierten politischen Fragestellungen 

Gewicht beimessen werden sei deren 

Sache und nicht die des technischen 

Evaluierungskomitees.

Die Delegation hatte einen dicht ge­

hängten Besuchsplan zu absolvieren. 

Neben den Sportstädten, dem geplan­

ten Standort des Olympischen Dor­

fes in einem als eher ländlich zu be­

zeichnenden Vorortbezirk 15 km nörd­

lich des Stadtzentrums, einer Verkehrs­

leitzentrale, Krankenhäusern, Schu­

len und Telekommunikationsanlagen, 

stand u.a. auch der Besuch einer Ab­

wasserkläranlage sowie einer Luftgüte­

messstation auf dem Besichtigungspro­

gramm.

Von politischen Erwägungen einmal 

abgesehen werden besonders Umwelt­

gesichtspunkte gegen eine Vergabe der 

Spiele an Beijing ins Feld geführt. 

Smog und Luftverschmutzung sind in 

der chinesischen Hauptstadt neben 

bereits seit langer Zeit chronischem 

Wassermangel und einem drohenden 

Verkehrsinfarkt die größten Probleme. 

Fortschritte auf diesem Gebiet sind 

jedoch auf Grund erheblicher Inves­

titionen, die sich allein im Fünfjah­

resplan der Stadtregierung 1998 bis 

2002 auf 5,6 Mrd. US$ belaufen, be­

reits erkennbar. Zwischen 2003 und 

2007 sollen den Plänen nach weitere 

6,5 Mrd. US$ an Haushaltsmitteln für 

die Verbesserung der Umweltsituation 

in der Hauptstadt bereitgestellt wer­

den. Teilnehmer der IOC-Delegation 

gratulierten denn auch der Beijinger 

Stadtregierung zu diesen Umweltinves­

titionen, die unabhängig von einer Ver­

gabe der Spiele immerhin allen Bür­

gern der Hauptstadt zugute kommen 

und die Lebensqualität erhöhen wür­

den.

Infrastruktur- und Umweltinvestitio­

nen flössen auch nicht in die von 

Beijing vorgelegte Finanzplanung für 

die Olympischen Spiele ein. Abgese­

hen von diesen Kosten soll die Ausrich­

tung der Spiele 1,609 Mrd. US$ kos­

ten. Dem stehen veranschlagte Einnah­

men in Höhe von 1,625 Mrd. US$ ge­

genüber. Nach Auskunft des Beijinger 

Bewerbungskomitees habe man sich in 

der Planung von dem Prinzip leiten 

lassen, dass die Olympischen Spiele 

keine negativen finanziellen Folgewir­

kungen für den städtischen Haushalt 

und die Bürger der Stadt haben dürf­

ten sowie finanzielle Risiken für das 

IOC auszuschließen seien.

Auch in anderer Hinsicht wollte man 

in Beijing während des Besuchs der 

Delegation nichts dem Zufall über­

lassen. So patrouillierten nach Aus­

kunft von Menschenrechtsorganisatio­

nen rund um die Besuchsstationen der 

IOC-Delegierten und insbesondere im 

Bereich des Tiananmen-Platzes Zivil­

polizisten, die die Aufgabe hatten, je­

den Versuch einer öffentlichen Pro­

testbekundung insbesondere von Sei­

ten der Falun-Gong-Sekte im Keim zu 

ersticken. Polizei war auch vor den 

Wohnungen bekannter Dissidenten der 

Hauptstadt wie He Depu, Yang Jing, 

Wang Zhixing und Ma Qiang postiert, 

um etwaige politische Aktionen dieser 

Personen zu verhindern.

Der Bürgermeister von Beijing, Liu Qi, 

bemühte sich, die Ereignisse des Jah­

res 1989 vergessen zu machen und prä­

sentierte die chinesische Hauptstadt 

als weltoffene, moderne, prosperieren­

de und demokratische Stadt. Er selbst 

zog die Parallele mit dem Jahr 1993, 

als Beijing auf Grund der noch in recht 

frischer Erinnerung befindlichen Nie­

derschlagung der studentischen Demo­

kratiebewegung von 1989 das Rennen 

um die Ausrichtung der Milleniums- 

spiele im Jahr 2000 verloren hatte. 

Nach Lius Worten hätten Ausländer 

vor sieben Jahren Beijing eher gemie­

den. Heute hingegen sei die Stadt ei­

ne internationale Metropole mit 6.000 

ausländischen Fachkräften und 100.000 

Studenten aus dem Ausland. Hinzu 

kämen einige Millionen Touristen jähr­

lich.

Die IOC-Delegation zeigte sich insge­

samt positiv beeindruckt von den Vor­

bereitungen Beijings. Allerdings wur­

den auch einige Änderungsvorschläge 

unterbreitet. So sollten beispielsweise 

die Austragungsorte für das Beachvol­

leyballturnier, Mountain Biking und 

Triathlon aus technischen Gründen 

verlegt werden. Das Beijinger Vorbe­

reitungskomitee war beispielsweise für 

das Beachvolleyballturnier ursprüng­

lich den Vorschlägen der International 

Volleyball Federation gefolgt und hatte 

den Tiananmen-Platz als Austragungs­

ort vorgesehen. Nach dem Studium der 

Pläne für die Verkehrsleitung legten die 

Inspektoren des IOC dem potenziel­

len Ausrichter der Spiele jedoch eine 

Verlegung an einen anderen Ort na-
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he. Mit politischen Erwägungen im Zu­

sammenhang mit diesem symbolträch­

tigen Ort habe jedoch auch dieser Än­

derungsvorschlag nichts zu tun gehabt, 

hieß es seitens der Delegation. (SCMR

31.1., 17.2, 19.2, 20.2, 21.2, 22.2.01; 

XNA, 23.2.01, nach FBIS, 23.2.01; 

XNA, 24.2.01, nach FBIS, 24.2.01; 

XNA, 25.2.01, nach FBIS, 25.2.01; FT, 

19.2, 20.2, 21.2.01) -kg-

11 „Team Canada“ in China - 

die politische Dimension

Auf seinem vierten Besuch im Amt des 

kanadischen Premierministers führte 

Jean Chretien Mitte Februar eine mehr 

als fünfhundertköpfige kanadische De­

legation in die VR China. Die Teilneh­

mer dieser in Anlehnung an die kana­

dische Eishockey-Nationalmannschaft 

als „Team Canada“ bezeichneten De­

legation rekrutierten sich primär aus 

Wirtschaftskreisen. Zweck dieser Rei­

se war somit auch in erster Linie die 

Wirtschaftsförderung.

Während der chinesische Premier Zhu 

Rongji im Vorfeld seiner Gespräche 

mit Chretien das „Team Canada“ als 

eine innovative und zukunftsweisende 

Form der Diplomatie würdigte, ist die­

se Form in Kanada selbst eher um­

stritten. Kritikern zufolge hätte die 

erste Reise dieser Art 1994 kaum zu 

wirtschaftlichen Ergebnissen geführt. 

Abschlüsse kanadischer Firmen seien 

damals weit hinter den vollmundigen 

Absichtserklärungen zurückgeblieben. 

(Vgl. dazu auch die Übersicht unter 

der Rubrik Außenwirtschaft in diesem 

Heft.)

Obwohl auch diesmal die wirtschaft­

lichen Themen im Mittelpunkt stan­

den, war Chretien im Anschluss an 

seine Gespräche mit Zhu Rongji, Li 

Peng und Jiang Zemin sichtlich be­

müht, auch das politische Gewicht her­

vorzuheben. Seinen Worten zufolge ha­

be in der Unterredung mit Zhu auch 

das Thema Menschenrechte für eini­

ge Minuten den Kern des neunzigmi­

nütigen Gesprächs gebildet. Dabei sei 

es um Tibet ebenso gegangen wie um 

allgemeine zivile und politische Rech­

te oder Falun Gong. Zhu Rongji wie­

derholte dabei den chinesischen Stand­

punkt, dass es sich bei Falun Gong 

nicht um ein religiöses, sondern viel­

mehr um ein soziales Problem handle.
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Im Beisein von Chretien und Zhu wur­

den zwei Memoranden über bilatera­

le Kooperation auf dem Energiesektor 

und auf dem Gebiet des wissenschaftli­

chen Austausches sowie eine Absichts­

erklärung für die Zusammenarbeit zwi­

schen China und Kanada in den Fel­

dern Umwelt und Rechtsreform unter­

zeichnet. Insgesamt zeigten sich beide 

Seiten zufrieden sowohl mit dem aktu­

ellen Besuch als auch mit der allgemei­

nen reibungslosen Entwicklung der bi­

lateralen Beziehungen. Chretien wür­

digte die Tatsache, dass die Kontak­

te zwischen Kanada und China weit 

über wirtschaftliche Beziehungen hin­

ausgingen. China ist derzeit viertgröß­

ter Handelspartner Kanadas und auf 

gutem Wege an die dritte Stelle auf­

zurücken. (SCMP, 12.2., 14.2.01; XNA,

12.2., 14.2.01) -kg-

Innenpolitik

12 Auflösung von neun staat­

lichen Wirtschaftsbehörden,

Kompetenzübertragung an 

Staatliche Kommission für 

Wirtschaft und Handel

Im Februar wurde offiziell bekannt 

gegeben, dass neun staatliche Wirt­

schaftsbehörden aufgelöst und ih­

re Verwaltungszuständigkeiten an die 

Staatliche Kommission für Wirtschaft 

und Handel (engl.: State Economic and 

Trade Commission, SETC), übertra­

gen worden sind.

Bei den aufgelösten Organen handel­

te es sich um die Staatlichen Wirt­

schaftsbehörden für den Binnenhandel, 

für die Kohle-, Maschinenbau-, Metall­

urgische, Buntmetall-, Leicht-, Textil-, 

Petrochemische- und die Bauindust­

rie. Als Einzige beibehalten wurde die 

Staatliche Behörde für den Monopol­

handel von Tabak. Auch auf Provinz­

ebene sollen die entsprechenden admi­

nistrativen Kompetenzen der verschie­

denen Wirtschaftssektoren den jeweili­

gen Kommissionen für Wirtschaft und 

Handel übertragen werden.

Die nun vollzogene Auflösung der 

Staatlichen Wirtschaftsbehörden bil­

det nach eigenen Angaben den Ab­

schluss von umfassenden Maßnahmen 

zur Reorganisation der Zentralregie­

rung, die im Frühjahr 1998 eingelei­

tet worden waren. Damals waren die 

bis dahin mit umfangreichen Zustän­

digkeiten ausgestatteten Branchenmi­

nisterien zu staatlichen Behörden un­

ter Kommissionsleitung (weiguan guo- 

jiaju) zurückgestuft und der SETC 

unterstellt worden. Letzere war zu­

gleich zu einem „Super-Ministerium“ 

aufgewertet worden, das wesentliche 

Koordinierungs- und Lenkungsfunktio­

nen innerhalb der Ministerialbürokra- 

tie übernehmen sollte. Verlautbartes 

Ziel der Reorganisationsmaßnahmen 

war, die Effizienz der Vewaltung bei 

gleichzeitigem Personalabbau zu erhö­

hen. Angeblich war bereits 1998 ei­

ne dreijährige Übergangsperiode vor­

gesehen worden, nach deren Ablauf 

die zurückgestuften Wirtschaftsbehör­

den vollständig aufgelöst werden soll­

ten.

Die spezifische Aufwertung der SETC 

lässt sich aber auch daraus erklä­

ren, dass im Zuge der Verhandlungen 

zum WTO-Beitritt Chinas ein drin­

gender Bedarf der Koordinierung sek­

toraler Einzelinteressen entstand, die 

durch die Branchenministerien hart­

näckig verteidigt wurden (vgl. Wang 

Yong, „Why China Went for WTO“, 

in: The China Business Review, July- 

August 1999, S.42-45). Vor dem Hin­

tergrund der anhaltend starken protek­

tionistischen Interessen der einzelnen 

Wirtschaftssektoren sind die jüngsten 

Reorganisationsmaßnahmen durchaus 

zu begrüßen, da zu erwarten steht, dass 

sich die Effizienz der innerbürokrati­

schen Abstimmung dadurch verbessern 

dürfte.

Die Kompetenzverlagerung von den 

neun Behörden in die SETC soll seit 

September 2000 schrittweise vollzogen 

worden sein. Sie zog dort wiederum ei­

ne Reorganisation der kommissionsin­

ternen Strukturen nach sich. So sol­

len drei Abteilungen geschlossen und 

fünf neue gebildet worden sein. Die Ge­

samtzahl der Abteilungen stieg damit 

von bislang 20 auf nunmehr 22; die 

Zahl der Mitarbeiter nahm um 300 aus 

den ehemaligen neun Behörden rekru­

tierten Staatsbediensteten zu und be­

läuft sich damit nun auf rund 750. Ein 

großer Teil der freigesetzten Arbeits­

kräfte soll in den (vorzeitigen) Ruhe­

stand treten; ein anderer Teil soll sein 

Auskommen in Unternehmen oder pa­

rastaatlichen Organisationen finden.

Die jüngsten Reorganisationsmaßnah­

men haben Folgen auch für die Bran­

chenvereinigungen (hangye xiehui}, de­

ren Zahl landesweit rund 300 beträgt. 

Diese standen bislang unter der Auf­

sicht der für die jeweilige Branche 

zuständigen Staatlichen Wirtschafts­

behörde. Mit deren Auflösung sol­

len die Branchenvereinigungen (hangye 

xiehut) nun der Aufsicht der SETC un­

terstellt werden. Konkret wird dies be­

deuten, dass zehn übergreifende Bran­

chenverbände gebildet werden, die un­

ter direkter Kontrolle der SETC ste­

hen; diese sollen dann wiederum die 

Aufsicht über die verbleibenden mehr 

als 200 Branchenorganisationen füh­

ren.

Wie das Beispiel des Chinesischen Ge­

samtverbandes für die Leichtindustrie 

(Zhongguo qznggongye lianhehui) deut­

lich macht, dessen Bildung bereits of­

fiziell bekannt gegeben wurde, dürften 

diese neu zu gründenden zehn Verbän­

de auch den Zweck erfüllen, Auffang­

becken bzw. „Verschiebebahnhöfe“ für 

das aus den aufgelösten Wirtschafts­

behörden freigesetzte Personal zu bil­

den. So wurde etwa der frühere Direk­

tor der Staatlichen Wirtschaftsbehör­

de für Leichtindustrie, Chen Shineng, 

zum neuen Vorsitzenden des Gesamt­

verbandes für die Leichtindustrie er­

nannt.

Diese Reorganisation im Bereich inter­

mediärer Organisationen könnte sich 

negativ auf die Rolle der Branchen­

verbände als Organe der wirtschaft­

lichen Interessenvertretung auswirken. 

Hatten einzelne Verbände seit Beginn 

der neunziger Jahre durchaus eine stär­

kere Repräsentationsfunktion für ihre 

Mitglieder übernommen, so droht die 

nun vorgenommene Unterstellung der 

Branchenverbände unter die hierarchi­

sche Kontrolle der SETC die entstan­

denen Freiräume der Interessenvertre­

tung wieder zu beschneiden. (RMRB,

20., 27.2., 1.3.01; XNA, 20.2.01) -hol-

13 Staatliche Führung nutzt 

Selbstverbrennungen zur 

Mobilisierung der Bevölke­

rung gegen Falungong

Seit Ende Januar betreibt die staatli­

che Führung eine politische Kampag­

ne zur Mobilisierung breiter Bevölke­

rungsgruppen gegen die Falungong-Be- 

wegung von bislang nicht erreichter In­




